
Gemeinde Lauenbrück 
 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 23 
„Wümmeweg“ 

 
Auf Grund der §§ 1 Abs. 3, § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie der §§ 10 und 
§ 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat 
der Gemeinde Lauenbrück in seiner Sitzung am 30.01.2020 den Bebauungsplan Nr. 
23 „Wümmeweg“, bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen 
und den örtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen. 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgte im beschleunigten Verfahren nach § 
13 b BauGB. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden 
Übersichtsplan zu ersehen. Die genauen Grenzen des Plangebietes ergeben sich 
verbindlich aus den Eintragungen im Bebauungsplan. 
 

 
(ohne Masstab) 

 
Mit dieser Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB tritt der Bebauungsplan  
Nr. 23 „Wümmeweg“ in Kraft. Der Flächennutzungsplan wird gemäß § 13 a Abs. 2 
Nr. 2 BauGB durch Berichtigung angepasst. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 23 „Wümmeweg“ einschließlich der Begründung gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB kann vom Tag der Veröffentlichung an im Rathaus der Samtgemeinde 
Fintel und bei der Gemeinde Lauenbrück, Berliner Straße 3, 27389 Lauenbrück 
während der Dienststunden bzw. nach vorheriger Vereinbarung von jedermann 
eingesehen werden. 



 
 
Der Bebauungsplan Nr. 23 „Wümmeweg“ der Gemeinde Lauenbrück kann ebenfalls 
auf der Internetseite der Samtgemeinde Fintel und der Gemeinde Lauenbrück unter: 
 

https://www.sgfintel.de/sgfintel/die-samtgemeinde/oeffentliche-bekanntmachungen 
und 

https://www.lauenbrueck.de 
eingesehen werden. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- 
und Formschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des  
§ 215 Abs. 2 BauGB wird hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach 

1. eine nach § 214 Abs.1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde Lauenbrück unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den  
§§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Lauenbrück, den 10.02.2020 
 

Der Bürgermeister 
Intelmann 

 
(L.S.) 
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